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Geleitwort 



Im Schrifttum zur Bankbetriebslehre sind Darstellungen zu einzelwirt- 
schaftlichen Problembereichen von Spezialbanken äußerst selten anzu- 
treffen. Dies ist angesichts der wirtschaftlichen Bedeutung von Spezial- 
banken erstaunlich. Gerade im Falle der POSTBANK bieten die spezifi- 
schen Rahmenbedingungen, die zudem in der jüngeren Vergangenheit 
wiederholt Änderungen erfahren haben, einen interessanten Ausgangs- 
punkt für die umfassende wissenschaftliche Durchdringung eines aktu- 
ellen, äußerst komplexen Problems von großer praktischer Relevanz. Die 
Komplexität der Thematik ergibt sich aus den erforderlichen vielfältigen 
betriebswirtschaftlichen Überlegungen, die mit Argumentationen be- 
nachbarter Disziplinen, insbesondere der Volkswirtschaftslehre sowie 
der Rechtswissenschaft, zu verbinden sind. 

Die Anregung für die vorliegende Untersuchung stammt von einem Kon- 
greß im Herbst 1991, auf dem Wissenschaftler und Praktiker zum 
Thema "Die deutsche POSTBANK im Wettbewerb" kontrovers diskutier- 
ten. Auf diesem Kongreß wurden die ökonomischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen der POSTBANK vor dem Hintergrund einer von ihr 
angekündigten Erweiterung des Leistungsprogramms erörtert. Dabei 
zeigte sich deutlich, welchen Problemen ein öffentliches Unternehmen, 
das auf seinen Absatzmärkten mit privaten Anbietern im Wettbewerb 
steht, ausgesetzt sein kann, wenn gesetzliche Vorgaben im Hinblick auf 
die Tätigkeitsfelder des Unternehmens einer aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen erforderlichen veränderten Marktpositionierung entgegenste- 
hen. Diese gesetzlichen Vorgaben brachten es mit sich, daß der 
POSTBANK eine Anpassung ihres Dienstleistungsangebotes an gewan- 
delte Bedarfsstrukturen der privaten Kundschaft verwehrt war. Es ist 
das Verdienst der vorliegenden Arbeit, die daraus resultierende Proble- 
matik herausgestellt und auch unter Einbeziehung ordnungspolitischer 
Gesichtspunkte gründlich analysiert zu haben. Der Verfasser integriert 
seine leistungspolitischen Überlegungen in einen Planungsansatz, der die 
spezifischen Gegebenheiten des hier betrachteten Kreditinstitutes zur 
Grundlage hat. Mit Hilfe dieses Ansatzes leitet er einen produktpoli- 
tischen Handlungsbedarf für die POSTBANK ab und erörtert mögliche 
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teilmarktspezifische Strategien. Anschließend geht er auf die aus der 
Umsetzung dieser Strategien resultierende Standortfrage für zusätzliche 
Kapazitäten zur Beratung der privaten Kundschaft ein und entwickelt 
einen Rahmen für die in diesem Zusammenhang zu treffenden Standort- 
entscheidungen. 

Darüber hinaus zeigt die vorliegende Arbeit, daß sich aus - auf der 
Grundlage von Konzepten der strategischen Unternehmensplanung ge- 
wonnenen - institutsindividuellen Problemlösungen i.d.R. zahlreiche Er- 
kenntnisse ergeben, die auch für die Unternehmenspolitik anderer Kre- 
ditinstitute Gültigkeit haben können. Dies betrifft hier z.B. die Ausfüh- 
rungen zur Geschäftsfeldbildung und zur Geschäftsfeldpolitik. Auch die 
konsequente Unterscheidung zwischen Ballungszentren und allen sonsti- 
gen Wirtschaftsräumen dürfte für die Filialnetzplanung von Kreditinsti- 
tuten generell bedeutsam sein. 

Die vorliegende Arbeit trägt zum Schließen einer Lücke zwischen 
Theorie und Praxis bei. Deshalb wünsche ich ihr weite Verbreitung und 
Anerkennung. 



Gebhard Zimmermann 
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Vorwort 



Die vorliegende Arbeit ist im April 1995 vom Fachbereich Wirtschafts- 
und Rechtswissenschaften der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 
als Dissertation angenommen worden. Sie widmet sich einer - primär 
den Strukturveränderungen auf den Finanzdienstleistungsmärkten Rech- 
nung tragenden - Erweiterung der Leistungskonzeption der POSTBANK, 
wobei sortimentspolitische Überlegungen im Vordergrund stehen. Dar- 
über hinaus enthält die Arbeit eine Analyse Standort- und ordnungspo- 
litischer Aspekte einer Erweiterung des Leistungsprogramms. Das Ma- 
nuskript wurde im November 1994 abgeschlossen. Auf Änderungen, die 
durch die am 1. Januar 1995 in Kraft getretene Postreform II bedingt 
sind, konnte - soweit sie absehbar waren - an vielen Stellen hingewie- 
sen werden, teils im Text und teils in Fußnoten. Auf eine Anpassung 
des Textes an den gleichzeitig geänderten Firmennamen in "Deutsche 
Postbank AG" wurde jedoch verzichtet. 

Für die Anregung der Themenstellung, die Betreuung der Arbeit sowie 
zahlreiche wertvolle Diskussionen und Hinweise danke ich meinem aka- 
demischen Lehrer, Herrn Professor Dr. Gebhard Zimmermann. Für die 
Übernahme des Korreferates danke ich Herrn Professor Dr. Willi Küpper. 
Der POSTBANK gilt mein Dank für die Förderung der Arbeit. Inhaltliche 
Anregungen verdanke ich außerdem Herrn Dipl.-Vw. Rolf Schumacher, 
der mir von seiten der POSTBANK als Gesprächspartner zur Verfügung 
stand, sowie Herrn Dipl. -Oec. Thorsten Jöhnk. Bedanken möchte ich 
mich an dieser Stelle auch bei meiner Mutter, ohne deren Finanzierung 
meines Studiums diese Arbeit nicht zustande gekommen wäre. 

Mein ganz besonderer Dank gilt schließlich Anette, meiner Frau, die zum 
Gelingen dieser Arbeit weit mehr als nur das Korrekturlesen beigetragen 
hat. Ihr sei dieses Buch gewidmet. 



Kay Hempel 
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Einleitung 



A. Problemstellung 

Mit der im Jahre 1989 vollzogenen Reform des Post- und Fernmeldewe- 
sens konnten entscheidende Voraussetzungen für eine zunehmend wett- 
bewerbliche Organisation des Telekommunikationsbereichs in der Bun- 
desrepublik Deutschland verwirklicht werden. 1 ) Sie stellt insofern einen 
Markstein im Rahmen langjähriger Deregulierungsbemühungen dar, als 
daß die Aufgabe bislang gesetzlich geschützter Monopolrechte im Fern- 
meldewesen wesentlicher Bestandteil dieser Reform war. 

Diese veränderte Grenzziehung zwischen Monopol und Wettbewerb im 
Bereich des Telekommunikationswesens ließ insgesamt eine Neugestal- 
tung der Ordnungsstrukturen der Deutschen Bundespost erforderlich 
werden, die es dem Unternehmen ermöglicht, auf Wettbewerbsmärkten 
als gleichberechtigter Wettbewerber aufzutreten. Dafür war es erforder- 
lich, weitere Rahmenbedingungen für die Tätigkeit der Deutschen Bun- 
despost zu schaffen. Es bedurfte vor allem einer Trennung zwischen ho- 
heitlichen und unternehmerischen Aufgaben, um unternehmerische Frei- 
räume zu ermöglichen und eine größere Unabhängigkeit von politischen 
Einflüssen sicherzustellen. Auf diesem Wege war die Postreform des 
Jahres 1989 nicht nur für den Telekommunikationsbereich, sondern 
auch für die anderen Postbereiche mit vielfältigen Konsequenzen ver- 
bunden. So wurden die unternehmerischen Funktionen der Deutschen 
Bundespost aus dem Bundespostministerium ausgegliedert; es kam 
dabei zu einer organisatorischen Trennung in drei selbständig wirtschaf- 
tende Unternehmen mit eigenen Leitungs- und Kontrollorganen, ohne 
daß damit die Schaffung eigener Rechtspersönlichkeiten verbunden war. 
Während die hoheitlichen Aufgaben nach dieser Reform weiterhin vom 

1) Vgl. zur Postreform vor allem: Deutscher Bundestag, 11. Wahlperiode, Begründung 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Neustrukturierung des Post- und Fernmeldewesens 
und der Deutschen Bundespost (Poststrukturgesetz - PostStruktG), BT-Drucksache 
1 1/2854 vom 02.09.88, Bonn 1988, S. 26 ff; vgl. ferner: Möschei, W., Postreform 
im Zwielicht, in: WiSt, 18. Jg., 1989, S. 173 ff; Schwarz-Schilling, C., Post 2000: 
Zukunftsorientiert - innovativ - kundennah, in: Wirtschaftsdienst, 68. Jg., 1988, 
S. 175 ff. 




